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Wahlordnung für die Wahlen zum 
Senat, zu den Fachbereichsräten 
sowie zu anderen Gremien der 
Johann Wolfgang-Goethe-Univer-
sität. 
Gemäß des § 37 Abs. 8 des Hes-
sischen Hochschulgesetzes 
(HHG) in der Fassung vom 14. 
Dezember 2009, zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
18. Dezember 2017 (GVBl. I S. 
482) erlässt das Präsidium am 
27.03.2018 nach Beschlussfas-
sung des Senates vom 
21.06.2017 die Neufassung der 
Wahlordnung: 
 
Teil I: Allgemeines 
§ 1 Geltungsbereich 
§ 2 Wahlgrundsätze 
§ 3 Allgemeine Bestimmun-
gen 
 
Teil II: Direkte Wahlen 
§ 4 Wahlorgane 
§ 5 Zusammensetzung und 
Bildung des Wahlvorstandes 
§ 6 Aufgaben des Wahlvor-
standes 
§ 7 Aufgaben der Wahlleitung 
§ 8 Zusammensetzung der 
Wahlausschüsse 
§ 9 Wahlberechtigung (Akti-
ves Wahlrecht) 
§ 10 Wählbarkeit (Passives 
pWahlrecht) 
§ 11 Wählerverzeichnis 
§ 12 Wahlbenachrichtigungen 
§ 13 Wahlvorschläge 
§ 14 Prüfung der Wahlvor-
schläge 
§ 15 Wahlbekanntmachungen 
§ 16 Allgemeine Bestimmun-
gen für die Durchführung der 
Wahlen 
§ 17 Wahlunterlagen 

§ 18 Stimmabgabe 
§ 19 Wahlhandlung bei Brief-
wahl 
§ 20 Wahlhandlung bei Ur-
nenwahl 
§ 21 Behandlung der Wahl-
briefe bei der Briefwahl 
§ 22 Auszählung 
§ 23 Feststellung des Wahler-
gebnisses  
§ 24 Sitzzuteilung  
§ 25 Sitzzuteilung im Senat   
§ 26 Wahlniederschrift 
§ 27 Wahlprüfung 
§ 28 Stellvertretung in Kolle-
gialgremien  
§ 29 Nachrücken und Nach-
wahlen  
 
Teil III: Indirekte Wahlen 
§ 30 Wahlen durch Kollegial-
gremien 
§ 31 Wahlen durch Gruppen 
in Kollegialgremien 
§ 32 Zusammensetzung des 
Erweiterten Senats 
§ 33 Wahlen zum Amt der 
Präsidentin/des Präsidenten 
§ 34 Wahlen zum Amt der Vi-
zepräsidentin/des Vizepräsi-
denten 
§ 35 Elektronisch unterstützte 
Wahlen  
§ 36 In-Kraft-Treten und 
Übergangsbestimmungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Teil I: Allgemeines 
 
§ 1 
Geltungsbereich 
 
Diese Wahlordnung gilt für 
die unmittelbaren Wahlen zu 
den Kollegialgremien (Senat, 
Fachbereichsräte), für die mit-
telbaren Wahlen innerhalb 
der Kollegialgremien sowie 
die Wahlen durch die in 
ihnen vertretenen Mitglieder-
gruppen. 
 
§ 2 
Wahlgrundsätze 
 
(1) Die stimmberechtigten 
Mitglieder der Kollegialgre-
mien werden in freier, glei-
cher, geheimer und unmittel-
barer Wahl von der jeweiligen 
Mitgliedergruppe gewählt. In 
den Kollegialgremien ist eine 
angemessene Vertretung von 
Frauen und Männern anzu-
streben. 
(2) Nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl (im Folgen-
den: Listenwahl) wird ge-
wählt, wenn mindestens zwei 
Listenvorschläge (im Folgen-
den: Wahlvorschläge) oder ein 
Listenvorschlag und ein Ein-
zelvorschlag vorliegen. Einzel-
vorschläge gelten in diesem 
Fall als Einerliste. Die Zutei-
lung von Sitzen bei Listen-
wahlen erfolgt nach dem Ver-
fahren nach Hare/Niemeyer 
gemäß § 24.   
(3) Ist für einen Wahlgang 
nur ein zugelassener Wahl-
vorschlag vorhanden, so wird 
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dieser Wahlvorgang nach den 
Grundsätzen der Mehrheits-
wahl (im Folgenden: Persön-
lichkeitswahl) durchgeführt. 
Jede/r Wahlberechtigte/r hat 
so viele Stimmen, wie Sitze in 
ihrer/seiner Gruppe zu verge-
ben sind. 
(4) Sind in einer Gruppe nicht 
mehr Wahlberechtigte vor-
handen, als Sitze zu besetzen 
sind, sind alle Wahlberechtig-
ten dieser Gruppe ohne Wahl 
Mitglied des Kollegialgremi-
ums. 
(5) Die Amtszeit der Mitglie-
der der Kollegialgremien be-
trägt zwei Jahre; die Amtszeit 
der Fachbereichsratsmitglieder 
aus der Gruppe der Studieren-
den beträgt ein Jahr. Die 
Amtszeit der Mitglieder eines 
Kollegialgremiums soll mit der 
Konstituierung in der ersten 
Sitzung nach einer Wahl be-
ginnen und endet mit der 
Neukonstituierung des Kolle-
gialgremiums nach der folgen-
den Wahl. Wird die nachfol-
gende Wahl nicht rechtzeitig 
durchgeführt, so nimmt das 
Kollegialgremium die Aufga-
ben weiterhin wahr, bis das 
neue Kollegialgremium sich 
konstituiert hat. 

 
§ 3 
Allgemeine Bestimmungen 
 
(1) Die Wahlen zu den Kolle-
gialgremien finden zeitgleich 
in Wintersemestern statt.  
(2) Die in dieser Wahlord-
nung vorgesehenen Fristen 
enden jeweils um 16.00 Uhr 
des Ablauftages, 
sofern der Wahlvorstand im 
Einvernehmen mit der Wahl-
leitung (§ 4 Abs. 1 Ziff. 2) 
nichts anderes bestimmt. Fällt 
der letzte Tag einer Frist auf 
einen Samstag, Sonntag oder 
gesetzlichen Feiertag, so endet 
die Frist erst am nächsten Ar-
beitstag. 
(3) Arbeitstage sind die Werk-
tage mit Ausnahme des Sams-
tags. 
(4) Die Mitglieder der Univer-
sität verteilen sich auf fol-
gende Wählergruppen (§ 32 
Abs. 3 HHG): 

1. Wählergruppe I: Professo-
rinnen und Professoren, 
2. Wählergruppe II: wissen-
schaftliche Mitglieder, 
3. Wählergruppe III: Studie-
rende, 
4. Wählergruppe IV: administ-
rativ-technische Mitglieder. 
 
 
Teil II: Direkte Wahlen 
 
§ 4 
Wahlorgane 
 
(1) Wahlorgane sind: 
1. der Wahlvorstand 
2. die Kanzlerin oder der 
Kanzler als Wahlleiterin oder 
Wahlleiter. 
Der Wahlvorstand kann zur 
Durchführung der Wahlhand-
lung Wahlausschüsse bilden. 
Deren Aufgaben sind bei der 
Bildung festzulegen. 
(2) Die Geschäftsstelle des 
Wahlvorstandes und der 
Wahlleitung ist das Wahlamt. 
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des Wahlamtes dürfen 
keinem Wahlorgan gemäß 
Abs. 1 als Mitglied angehören.  
(3) Die Wahlvorstände und 
die Wahlleitung können zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben 
Wahlhelferinnen und Wahl-
helfer heranziehen, sofern sie 
Mitglieder der Universität 
sind.  
(4) Die Mitglieder des Wahl-
vorstandes, die Mitglieder in 
den Wahlausschüssen und die 
Wahlhelferinnen und Wahl-
helfer üben ihre Tätigkeit eh-
renamtlich aus. Sie sind zur 
unparteiischen, gewissenhaf-
ten und vertraulichen Erfül-
lung ihrer Aufgaben verpflich-
tet. 
(5) Wahlbewerberinnen und 
Wahlbewerber sowie Vertrau-
enspersonen für Wahlvor-
schläge gemäß § 13 Abs. 12 
dürfen weder einem Wahlor-
gan nach Abs. 1 angehören 
noch Wahlhelferinnen oder 
Wahlhelfer sein. 
(6) Zur Mitarbeit im Wahlver-
fahren ist in angemessenem 
Umfang Dienstbefreiung zu 
gewähren. Das amtsbedingte 

Fehlen der studentischen Mit-
glieder der Wahlorgane gilt 
nicht als Fehlzeit im Sinne der 
Studienordnungen. 
(7) Die studentischen Mitglie-
der und ihre Stellvertreterin-
nen und Stellvertreter im 
Wahlvorstand haben für die 
Laufzeit ihrer Amtszeit einen 
Anspruch auf eine Aufwands-
entschädigung. Das Verfahren 
regelt die Hochschule durch 
Satzung. 

 
§ 5 
Zusammensetzung und Bil-
dung des Wahlvorstandes 
 
(1) Der Wahlvorstand besteht 
aus je einem Mitglied jeder 
Wählergruppe. Der Senat 
wählt die 
Mitglieder und für jedes Mit-
glied ein stellvertretendes Mit-
glied. Keine dieser Personen 
muss dem Senat anzugehö-
ren.  
(2) Die Mitglieder des Wahl-
vorstandes und ihre Stellver-
treterinnen und Stellvertreter 
sollen von den Vertreterinnen 
und Vertretern ihrer Gruppen 
in dem einer Wahl vorange-
henden Semester im Senat ge-
wählt werden.  
(3) Die Amtszeit des Wahlvor-
standes beträgt zwei Jahre 
und beginnt im Regelfall mit 
einem Wintersemester. Der 
Wahlvorstand bleibt bis zur 
Konstituierung des neuen 
Wahlvorstandes im Amt. 
(4) Wählt eine Gruppe die 
von ihr entsendeten Mitglie-
der nicht rechtzeitig, werden 
die fehlenden Mitglieder des 
Wahlvorstandes und ihre 
Stellvertreterinnen und Stell-
vertreter von der oder dem 
Senatsvorsitzenden benannt. 
Hierbei kann von der Grup-
penzugehörigkeit abgewichen 
werden. 
(5) Scheidet ein Mitglied des 
Wahlvorstandes oder eine 
Stellvertreterin oder ein Stell-
vertreter vorzeitig aus, wird 
nachgewählt. 
(6) Die Wahlleiterin oder der 
Wahlleiter lädt zu der konsti-
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tuierenden Sitzung des Wahl-
vorstandes ein und leitet die 
Sitzung bis zur Wahl der oder 
des Vorsitzenden. 
(7) Der Wahlvorstand wählt 
aus seiner Mitte ein Mitglied 
für den Vorsitz und ein weite-
res für den 
stellvertretenden Vorsitz. Bei 
Stimmengleichheit entschei-
det das Los. Die oder der Vor-
sitzende regelt die Schriftfüh-
rung, die nicht an eine Mit-
gliedschaft im Wahlvorstand 
gebunden ist. 
(8) Ein Wahlvorstand ist be-
schlussfähig, wenn mindes-
tens die Hälfte der Mitglieder 
des Wahlvorstandes anwesend 
ist. Der Wahlvorstand ent-
scheidet mit der Mehrheit der 
Anwesenden. Ist ein Mitglied 
verhindert, ist die Stellvertre-
terin oder der Stellvertreter 
stimmberechtigt. 
(9) Beschlüsse kommen mit 
der Mehrheit der auf „ ja“ o-
der „nein“ lautenden Stim-
men zustande. Stimmen-
gleichheit bedeutet Ableh-
nung. Beschlüsse können 
auch im Umlaufverfahren ge-
fasst werden. 
(10) Der Wahlvorstand tagt 
im Rahmen des verfügbaren 
Sitzungsraumes universitäts-
öffentlich. Für die Auszählung 
der Stimmen kann die Öffent-
lichkeit nur ausgeschlossen 
werden, wenn die Ordnungs-
mäßigkeit der Auszählung ge-
fährdet ist. 
(11) Die Vorsitzende oder der 
Vorsitzende des Wahlvorstan-
des lädt zu den Sitzungen des 
Wahlvorstandes ein, bereitet 
sie vor und leitet sie. Sie oder 
er muss zu einer Sitzung des 
Wahlvorstandes einladen, 
wenn mindestens zwei Mit-
glieder dies verlangen. Sie o-
der er führt die Beschlüsse des 
Wahlvorstandes aus, führt die 
laufenden Geschäfte und ver-
tritt den Wahlvorstand. Die 
Wahlleitung ist zu den Sitzun-
gen des Wahlvorstandes ein-
zuladen; sie oder eine von ihr 
beauftragte Person gehört 
dem Wahlvorstand als bera-
tendes Mitglied an. 

(12) Sitzungstermine, Sit-
zungsräume und Beschlüsse 
des Wahlvorstandes sind in 
geeigneter Form universitäts-
öffentlich bekannt zu geben 
und im Wahlamt offen zu le-
gen.  
(13) Soweit die Geschäftsord-
nung der Gremien der Goe-
the-Universität, die Wahlord-
nung oder andere Satzungen 
der Universität keine näheren 
Bestimmungen treffen, ist für 
das Verfahren in Sitzungen 
des Wahlvorstandes die Ge-
schäftsordnung des Hessischen 
Landtags in ihrer jeweils gel-
tenden Fassung sinngemäß 
anzuwenden. 
 
§ 6 
Aufgaben des Wahlvorstan-
des 
 
(1) Der Wahlvorstand ist zu-
sammen mit der Wahlleitung 
für die ordnungsgemäße Vor-
bereitung und Durchführung 
der Wahlen verantwortlich.  
(2) Der Wahlvorstand ist ins-
besondere zuständig für 
1. die Prüfung, die Zulassung 
und die Bekanntmachung der 
Wahlvorschläge,  
2. die Bildung von Wahlaus-
schüssen und die Benennung 
von Wahlhelferinnen und 
Wahlhelfern, 
3. die Durchführung der Aus-
zählung (unter Mitwirkung 
der Wahlhelferinnen und 
Wahlhelfer und der Wahlaus-
schüsse), 
4. die Festlegung und die Be-
kanntgabe des Wahlergebnis-
ses und die Zuteilung der 
Sitze,  
5. die Entscheidung über die 
Widersprüche nach § 11 Abs. 
6 und 7 und § 14 Abs. 7, 
6. das Wahlprüfungsverfah-
ren. 
 
§ 7 
Aufgaben der Wahlleitung 
 
Die Wahlleitung ist für die 
technische Durchführung der 
Wahlen verantwortlich. Für 

die Durchführung der Aufga-
ben bedient sich die Wahllei-
tung des Wahlamtes.  
Sie ist zuständig insbesondere 
für 
1. den Fristen- und Termin-
plan der Wahlen und Wahl-
handlungen, 
2. die Aufstellung der Wahl-
bekanntmachung und ihre 
Veröffentlichung,  
3. die Führung, die Offenle-
gung und den Abschluss der 
Wählerverzeichnisse, 
4. die Herstellung und die 
Versendung der Wahlunterla-
gen (z.B. Stimmzettel, Wahl-
benachrichtigungen, etc.), 
5. die Entgegennahme, die 
Verwaltung der Wahlstimmen 
und die Übergabe an den 
Wahlvorstand, 
6. die Entgegennahme und 
die Vorprüfung der Wahlvor-
schläge nach § 14 Abs. 1 und 
der Widersprüche nach § 11 
Abs. 6 und 7 und § 14 Abs. 5 
und 7 , 
7. die Bildung von Stimmbe-
zirken und die Festlegung der 
Wahllokale. 
 
§ 8 
Zusammensetzung der 
Wahlausschüsse 
 
Die Wahlausschüsse setzen 
sich aus je einem Mitglied und 
stellvertretenden Mitglied je-
der Gruppe zusammen.  
 
§ 9 
Wahlberechtigung (Aktives 
Wahlrecht) 
 
(1) Wahlberechtigt für die 
Wahlen zum Senat und zu 
den Fachbereichsräten sind 
die Mitglieder der Universität 
gemäß § 32 Abs. 1 und 3 
HHG. Es gilt das Prinzip der 
Gruppenvertretung. Das 
Wahlrecht kann nur ausüben, 
wer in das Wählerverzeichnis 
eingetragen ist. Die Eintra-
gung in das Wählerverzeichnis 
findet nicht mehr statt, wenn 
die Einstellung, Ernennung, 
Immatrikulation, Rückmel-
dung oder ein Gruppenwech-



UniReport Satzungen und Ordnungen vom 16.05.2018 4

sel nach dem Tag des Vorle-
sungsbeginns des Semesters 
erfolgt, in dem die Wahl statt-
findet. Außer in der Gruppe 
der Studierenden muss ein 
Mitglied, um wahlberechtigt 
zu sein, in der jeweiligen 
Gruppe hauptberuflich tätig 
sein. Als hauptberuflich gilt 
eine Tätigkeit, die mindestens 
die Hälfte der tariflichen oder 
dienstrechtlich vorgeschriebe-
nen Arbeitszeit umfasst.  
(2) Hauptberuflich Tätige, die 
nicht zum Personal der Uni-
versität gehören, können ihre 
Mitgliedschaft bei einem 
Fachbereich beantragen, 
wenn sie mindestens ein Jahr 
in der Hochschule arbeiten 
sollen; die Wahlleitung muss 
informiert werden. Entspre-
chend ihrer Tätigkeit werden 
sie einer der Gruppen zuge-
ordnet. Das gleiche Verfahren 
gilt für Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler, die 
durch ein gemeinsames Beru-
fungsverfahren mit der Hoch-
schule verbunden sind.  
(3) Zu den Professorinnen 
und Professoren gehören auch 
wissenschaftliche Mitglieder, 
die die Einstellungsvorausset-
zungen nach § 62 HHG erfül-
len und durch Beschluss des 
Fachbereichsrats unter Zu-
stimmung des Senats mit der 
selbständigen Wahrnehmung 
von Aufgaben in Lehre und 
Forschung in dem Fach beauf-
tragt wurden, dem sie zuge-
ordnet sind.  
(4) Gehören Wahlberechtigte 
mehreren Wählergruppen an, 
so haben sie das Wahlrecht 
nur in einer 
Wählergruppe. Sofern eine 
solche wahlberechtigte Person 
nicht während der Offenle-
gungsfrist des 
Wählerverzeichnisses eine 
Festlegung der Wählergruppe 
vornimmt, gehört sie zur der-
jenigen in Frage kommenden 
Wählergruppe, die in der Auf-
zählung des § 3 Abs. 4 durch 
die jeweils niedrigste Zahl ge-
kennzeichnet ist. 
(5) Ändert sich die Gruppen-
zugehörigkeit einer oder eines 
Wahlberechtigten, wird die 

Änderung bis zum Ablauf der 
Offenlegungsfrist des Wähler-
verzeichnisses nur noch auf 
Antrag in Textform beim 
Wahlamt berücksichtigt.   
(6) Mitglieder, die mehreren 
Fachbereichen angehören, 
üben das aktive und passive 
Wahlrecht nur in einem Fach-
bereich aus. Professorinnen 
und Professoren, die mehre-
ren Fachbereichen angehören, 
üben das aktive und passive 
Wahlrecht nur in dem Fach-
bereich aus, in den sie berufen 
sind. An mehrere Fachberei-
che Berufene entscheiden sich 
für einen Fachbereich.  
(7) Studierende, die nach ih-
ren Studienfächern Mitglieder 
mehrerer Fachbereiche sind, 
können bei der Immatrikula-
tion oder Rückmeldung oder 
auf Antrag in Textform bis 
zum Ablauf der Offenlegungs-
frist des Wählerverzeichnisses 
im Rahmen der zugelassenen 
Fachbereichszugehörigkeiten 
eine andere Fachbereichszu-
gehörigkeit wählen (Option). 
Wird keine Option abgegeben, 
so folgt die Zuordnung bei 
Studiengängen mit zwei 
Hauptfächern der im Immatri-
kulations- bzw. im Fachwech-
selantrag angegebenen Rei-
henfolge der Fächer. Die Er-
klärung nach Satz 1 gilt auch 
für das Wahlrecht.  
(8) Das Wahlrecht wird durch 
eine Beurlaubung nicht be-
rührt. 
 
§ 10 
Wählbarkeit (Passives Wahl-
recht) 
 
Wählbar sind alle Wahlbe-
rechtigten in ihren jeweiligen 
Gruppen.  
 
§ 11 
Wählerverzeichnis 
 
(1) Das Verzeichnis der Wahl-
berechtigten (Wählerverzeich-
nis) enthält Name, Vorname, 
Geburtsdatum, Wählergruppe 
und Fachbereich bzw. Tätig-
keitsbereich, bei Studierenden 

außerdem die Matrikelnum-
mer sowie bei den übrigen 
Gruppen die Personalnum-
mer. Es ist entsprechend § 3 
Abs. 4 in vier Gruppen zu 
gliedern, die nach Fachberei-
chen und zentralen Einrich-
tungen geordnet werden.  
(2) Die Eintragung und Zu-
ordnung der Mitgliedergrup-
pen gemäß § 3 Abs. 4 Ziffern 
1, 2 und 4 in das Wählerver-
zeichnis erfolgt aufgrund der 
Personalunterlagen der Uni-
versität. 
(3) Drei Wochen nach dem 
Aushang der Wahlbekannt-
machung wird das Wählerver-
zeichnis geschlossen. Der ge-
naue Termin ist in geeigneter 
Weise vom Wahlamt bekannt 
zu geben. Das Wählerver-
zeichnis ist an fünf Arbeitsta-
gen für jeweils mindestens 
vier Stunden im Wahlamt und 
in ausgewählten dezentralen 
Einrichtungen (z.B. in min-
destens einer dezentralen Ein-
richtung pro Campus) offen 
zu legen (Offenlegungsfrist).  
(4) Das Wählerverzeichnis 
muss durch Beschluss des 
Wahlvorstandes neu eröffnet 
und zu dem vom 
Wahlvorstand zu bestimmen-
den Termin erneut geschlos-
sen werden, wenn der Wahl-
termin verschoben oder die 
Wahl wiederholt wird. Von 
den Fristen nach Abs. 3 kann 
dabei abgewichen werden. 
(5) Im Falle der Neueröffnung 
des Wählerverzeichnisses be-
stimmt die Wahlleiterin oder 
der Wahlleiter, bis zu wel-
chem Termin Wahlberech-
tigte, die nach dem in § 9 Abs. 
1 Satz 4 genannten Termin 
Mitglieder der Hochschule ge-
worden sind, noch in das 
Wählerverzeichnis eingetra-
gen werden. Entsprechendes 
gilt für Wahlberechtigte, de-
ren Gruppenzugehörigkeit 
sich nach diesem Termin ge-
ändert hat.  
(6) Gegen die Nichteintragung 
oder die Eintragung einer fal-
schen Gruppenzugehörigkeit 
oder eines unrichtigen Fach- 
oder Tätigkeitsbereichs einer 
oder eines Wahlberechtigten 
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in das Wählerverzeichnis 
kann von dieser oder diesem 
während der Offenlegungsfrist 
schriftlich Widerspruch bei 
der Wahlleiterin oder dem 
Wahlleiter eingelegt werden. 
Über den Widerspruch ent-
scheidet der Wahlvorstand.  
(7) Gegen die Eintragung ei-
ner Person in das Wählerver-
zeichnis, die nicht wahlbe-
rechtigt ist, kann von jeder o-
der jedem für das betreffende 
Kollegialgremium Wahlbe-
rechtigten während der Offen-
legungsfrist schriftlich Wider-
spruch bei der Wahlleitung 
eingelegt werden; die davon 
Betroffenen sollen dazu ge-
hört werden. Über den Wider-
spruch entscheidet der Wahl-
vorstand. Beschließt der 
Wahlvorstand die Streichung 
aus dem Wählerverzeichnis, 
sind die Betroffenen unver-
züglich in Textform zu be-
nachrichtigen. Diese können 
ihrerseits binnen zweier Ar-
beitstage nach Zugang der Be-
nachrichtigung bei der Wahl-
leitung schriftlich oder zur 
Niederschrift Widerspruch 
einlegen. Über den Wider-
spruch entscheidet der Wahl-
vorstand. 
(8) Nach Schließung des 
Wählerverzeichnisses können 
nur noch offensichtliche Feh-
ler, Unstimmigkeiten oder 
Schreibversehen von Amts 
wegen durch das Wahlamt be-
richtigt werden. 
 
§ 12 
Wahlbenachrichtigungen 
 
(1) Die Eintragung in das 
Wählerverzeichnis wird den 
Wahlberechtigten durch eine 
Wahlbenachrichtigung mitge-
teilt. Die Studierenden erhal-
ten ihre Wahlbenachrichti-
gung in der Regel in Verbin-
dung mit ihrer Einschreibung 
oder Rückmeldung. Die Wahl-
berechtigten der übrigen 
Gruppen erhalten ihre Wahl-
benachrichtigung in der Regel 
über die universitätsinternen 
Verteilungssysteme.  

(2) Die Wahlbenachrichtigung 
soll enthalten:  
1. den Familiennamen, den 
Vornamen und die Dienstan-
schrift - bei Studierenden die 
Matrikelnummer und die 
Wohnanschrift der oder des 
Wahlberechtigten -, die Wäh-
lergruppe, den  Fachbereich 
und die Einrichtung,  
2. für die Gruppen gemäß § 3 
Abs. 4 Ziffern 1, 2 und 4 die 
Wahltermine für die Brief-
und Urnenwahl, die der 
Wahlbekanntmachung zu ent-
nehmen sind.  
(3) Soweit die Wahlorgane 
und das Wahlamt nach der 
Wahlordnung Wahlbenach-
richtigungen, Wahlunterlagen 
oder sonstige individuelle Mit-
teilungen an Mitglieder der 
Universität abzusenden ha-
ben, genügen sie der von 
ihnen zu fordernden Sorgfalt, 
wenn sie diese Unterlagen an 
die Anschrift absenden, die 
aus dem Wählerverzeichnis o-
der aus den in der Universität 
vorhandenen Personalunterla-
gen ersichtlich ist. Es ist Sache 
der Wahlberechtigten, die 
Wahlorgane von Änderungen 
der Anschrift zu benachrichti-
gen. Die Wahlorgane und das 
Wahlamt sind nicht verpflich-
tet, Nachforschungen zur Er-
mittlung der richtigen An-
schrift einzuleiten, falls Post-
sendungen unzustellbar sind. 
 
§ 13 
Wahlvorschläge 
 
(1) Die Wahlvorschläge wer-
den von den Wahlberechtig-
ten der betreffenden Gruppe 
aufgestellt. Es sind die vom 
Wahlamt vorgegebenen 
Formblätter zu verwenden.  
(2) In einem Wahlvorschlag 
können jeweils nur Bewerbe-
rinnen und Bewerber aus der-
selben Gruppe benannt wer-
den.  
(3) Bei der Aufstellung von 
Wahlvorschlägen sollen 
Frauen und Männer entspre-
chend ihrem Anteil in der 
Gruppe angemessen berück-
sichtigt werden. 

(4) Die Wahlvorschläge für 
die Gruppe der wissenschaftli-
chen Mitglieder (§ 3 Abs. 4 
Ziffer 2) sollen unbefristet und 
befristet Beschäftigte entspre-
chend ihrem Anteil in der 
Gruppe angemessen berück-
sichtigen. 
(5) Der Wahlvorschlag muss 
jeweils Namen und Vornamen 
der Wahlberechtigten sowie 
den 
Fachbereich oder die Einrich-
tung enthalten, in der sie tätig 
sind oder studieren. Zur Iden-
titätsfeststellung ist bei Studie-
renden auch die Angabe der 
Matrikelnummer erforderlich. 
(6) Jeder Wahlvorschlag hat 
ein Kennwort zu tragen, das 
nicht nur das Wort „Liste“ in 
Verbindung mit einer Num-
mer oder nur eine Nummer 
enthalten darf. Die Bezeich-
nung darf keine Irreführung 
hinsichtlich der Zugehörigkeit 
zu bestehenden hochschulpo-
litischen Gruppierungen ent-
halten. Namen von Organen 
und Kollegialgremien bzw. 
(Teil-) Einrichtungen oder 
Untergliederungen, die im 
HHG vorgesehen oder auf-
grund einer Rechtsverord-
nung, einer Satzungsregelung 
oder durch den Beschluss ei-
nes Organs der Universität ge-
bildet sind, dürfen nicht ver-
wendet werden (z.B. Senat, 
Fachbereich). 
(7) Jeder Wahlvorschlag ge-
mäß Abs. 1 kann beliebig viele 
Namen von Wahlberechtigten 
enthalten, die zur Kandidatur 
bereit sind; ihre Reihenfolge 
muss aus dem Wahlvorschlag 
ersichtlich sein. Bei den Wah-
len zum Senat bedarf jeder 
Wahlvorschlag, der bei der 
letzten Wahl für das Kollegial-
gremium nicht aufgestellt 
war, der Unterstützung von 
mindestens zwanzig Wahlbe-
rechtigten aus der jeweiligen 
Gruppe.  
(8) Wahlberechtigte können 
jeweils nur einen Wahlvor-
schlag unterstützen. Die Un-
terstützung kann nicht wider-
rufen werden. Eine Kandida-
tur auf einem Wahlvorschlag 
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gilt zugleich als Unterstüt-
zungserklärung. 
(9) Für jede Bewerberin und 
für jeden Bewerber soll eine 
Stellvertreterin bzw. ein Stell-
vertreter bestimmt sein, die 
derselben Wählergruppe an-
gehört und für dasselbe Kolle-
gialgremium wählbar ist. 
(10) Zusammen mit dem 
Wahlvorschlag sind die eigen-
händig unterzeichneten 
schriftlichen Einverständniser-
klärungen der in ihm genann-
ten Bewerberinnen und Be-
werber zur Kandidatur dem 
Wahlamt vorzulegen.   
(11) Eine Bewerberin oder ein 
Bewerber darf für die Wahl 
nur auf einem Wahlvorschlag 
benannt werden. 
(12) Für jeden Wahlvorschlag 
ist eine Vertrauensperson un-
ter Angabe ihrer Anschrift, ih-
rer Telefonnummer und einer 
E-Mail-Adresse zu benennen. 
Falls keine Benennung erfolgt, 
gilt die oder der auf dem ers-
ten Platz des Vorschlags ge-
nannte Bewerberin oder Be-
werber als Vertrauensperson. 
Die Vertrauensperson ist be-
vollmächtigt zu Abgabe und 
Empfang von Erklärungen ge-
genüber Wahlleitung und 
Wahlvorstand sowie für die 
Benennung von temporären 
Stellvertretungen gemäß § 28 
(2). Im Falle des Ausscheidens 
der Vertrauensperson bestim-
men die Mandatsträger und 
Mandatsträgerinnen der be-
treffenden Liste die Nachfolge. 
Die Wahlorgane können Er-
klärungen von den Bewerbe-
rinnen und Bewerbern entge-
gennehmen und ihnen gegen-
über abgeben. 
 
§ 14 
Prüfung der Wahlvorschläge 
 
(1) Die Wahlvorschläge sind 
innerhalb der von der Wahl-
leitung bestimmten Frist ge-
mäß § 7 Ziffer 1 gut lesbar o-
der in Druckschrift postalisch, 
elektronisch oder persönlich 
beim Wahlamt einzureichen. 
Bis zum Ablauf dieser Frist 
können Wahlvorschläge zu-

rückgenommen, geändert o-
der ergänzt werden. Das 
Wahlamt vermerkt auf jedem 
abgegebenen Wahlvorschlag 
Tag und Uhrzeit des Eingangs, 
sowie ggf. die Rücknahme 
bzw. Änderung. Die Mitglie-
der des Wahlvorstandes kön-
nen beim Wahlamt Einblick in 
die abgegebenen Wahlvor-
schläge nehmen. 
(2) Unverzüglich nach Ablauf 
der Einreichungsfrist prüft das 
Wahlamt die Wahlvorschläge 
vor und leitet sie zur Entschei-
dung über ihre Zulassung dem 
Wahlvorstand zu. Werden 
vom Wahlamt bereits unmit-
telbar nach Eingang der Wahl-
vorschläge Mängel festgestellt, 
weist es die Vertrauensperson 
mündlich und in Textform auf 
die Mängel hin.  
(3) Vom Wahlvorstand nicht 
zuzulassen sind insbesondere 
Wahlvorschläge, die  
1. verspätet eingehen,  
2. keine wählbaren Kandida-
tinnen oder Kandidaten auf-
weisen,  
3. keine Einverständniserklä-
rungen der Kandidatinnen o-
der Kandidaten enthalten,  
4. den Voraussetzungen dieser 
Wahlordnung nicht entspre-
chen. 
Wird eine Bewerberin oder 
ein Bewerber mit ihrem oder 
seinem Einverständnis auf 
mehreren Wahlvorschlägen 
genannt, ist sie oder er aus al-
len Wahlvorschlägen zu strei-
chen. Liegt die Einverständ-
niserklärung gemäß § 13 Abs. 
10 nicht vor, wird die betref-
fende Bewerberin oder der be-
treffende Bewerber aus dem 
Wahlvorschlag gestrichen. 
Sind Bewerberinnen oder Be-
werber in der jeweiligen 
Gruppe nicht wählbar, wer-
den sie durch Beschluss des 
Wahlvorstandes aus dem 
Wahlvorschlag gestrichen.  
(4) Sind Streichungen gemäß 
Abs. 3 erfolgt, ist der Wahl-
vorschlag im Übrigen zuzulas-
sen, wenn die erforderlichen 
Voraussetzungen auch nach 
den erfolgten Streichungen 
vorliegen.  

(5) Wird ein Wahlvorschlag 
mit einem unzulässigen 
Kennwort eingereicht und in-
nerhalb der nach § 7 Ziffer 1 
zu bestimmenden Frist nicht 
geändert, ist er nicht zuzulas-
sen. 
(6) Der Wahlvorstand benach-
richtigt unverzüglich die Ver-
trauenspersonen der nicht zu-
gelassenen Wahlvorschläge 
unter Angabe der Gründe, aus 
denen die Zulassung versagt 
wurde. 
(7) Gegen die Nichtzulassung 
eines Wahlvorschlages kann 
binnen dreier Arbeitstage 
nach Bekanntgabe bei der 
Wahlleiterin oder dem Wahl-
leiter Widerspruch eingelegt 
werden. Das Wahlamt leitet 
den Widerspruch nach Vor-
prüfung dem Wahlvorstand 
zu, der über den Widerspruch 
entscheidet.  
(8) Die Absätze 6 und 7 gelten 
entsprechend, wenn der 
Wahlvorstand einzelne Be-
werberinnen oder Bewerber 
aus dem Wahlvorschlag 
streicht. 
(9) Die Reihenfolge der Wahl-
vorschläge auf den Stimmzet-
teln richtet sich nach der Zahl 
der Stimmen, 
die sie bei der letzten Wahl er-
reicht haben. Die Reihenfolge 
der übrigen Wahlvorschläge 
wird durch das Los bestimmt, 
das von dem den Vorsitz füh-
renden Mitglied des Wahlvor-
standes zu ziehen ist. 
(10) Ist nach Ablauf der in § 7 
Ziffer 1 genannten Frist kein 
gültiger Wahlvorschlag für 
eine Gruppe vorhanden, so 
gibt der Wahlvorstand dies so-
fort universitätsöffentlich be-
kannt. Gleichzeitig fordert er 
im Einvernehmen mit der 
Wahlleiterin oder dem Wahl-
leiter zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen innerhalb 
einer Nachfrist von drei Ar-
beitstagen auf. Die Regelun-
gen der Absätze 2 bis 9 gelten 
entsprechend. 
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§ 15 
Wahlbekanntmachungen 
 
Der Wahltermin, die Beson-
derheiten des Wahlverfah-
rens, der Ort und die Art der 
Bekanntmachung von Ent-
scheidungen des Wahlvor-
standes sowie Zeit und Ort der 
Offenlegung des Wählerver-
zeichnisses, der Termin für die 
Einreichung der Wahlvor-
schläge sowie die Frist zur Ab-
gabe der Briefwahlunterlagen 
werden in einer Wahlbe-
kanntmachung durch Aus-
hang und in anderer geeigne-
ter Form veröffentlicht. Die 
Wahlbekanntmachung soll 
spätestens drei Wochen vor 
Schließung des Wählerver-
zeichnisses veröffentlicht wer-
den. 
 
§ 16 
Allgemeine Bestimmungen 
für die Durchführung der 
Wahlen 
 
(1) Die Wahlen zum Senat 
und zu den Fachbereichsräten 
werden als Brief- und Urnen-
wahl durchgeführt.    
(2) Die Wahlscheine und die 
ungeöffneten Wahlumschläge 
sind sicher und verschlossen 
zu verwahren. Wird die Öff-
nung durch Wahlhelferinnen 
oder Wahlhelfer vorgenom-
men, muss mindestens ein 
Mitglied des Wahlvorstandes 
anwesend sein. 
(3) Wird die Durchführung ei-
ner Wahl verhindert oder der-
art gestört, dass Zweifel an 
dem ordnungsgemäßen Zu-
standekommen der Ergebnisse 
berechtigt sind, entscheidet 
der Wahlvorstand über die 
Fortführung oder Wiederho-
lung der Wahl. 
 
§ 17 
Wahlunterlagen 
 
(1) Wahlunterlagen für die 
Briefwahl sind:  
1. Stimmzettel für die Gruppe 
und für die jeweiligen Ein-
richtungen, der die oder der 
Wahlberechtigte angehört, für 

jede Wahl, an der sie oder er 
teilnimmt, 
2. der Wahlumschlag,  
3. der Wahlschein,  
4. der Wahlbriefumschlag, 
5. die Wahlanleitung.  
Bei der Urnenwahl werden 
ausschließlich Stimmzettel 
ausgegeben. 
(2) Die Stimmzettel für die 
einzelnen Wahlen sollen 
leicht voneinander unter-
scheidbar sein. Alle 
Wahlvorschläge sind mit ih-
rem Kennwort aufzuführen. 
Bei der Listenwahl sind auf 
dem Stimmzettel die Wahl-
vorschläge jeweils in der in § 
14 Abs. 9 bestimmten Reihen-
folge unter Angabe von Na-
men, Vornamen, Fachbereich 
oder Einrichtung der ersten 
sechs Bewerberinnen oder Be-
werber aufzuführen, soweit 
der Wahlvorschlag so viele 
Namen enthält. Bei der Per-
sönlichkeitswahl sind alle zur 
Wahl stehenden Personen mit 
den genannten Angaben auf 
dem Stimmzettel zu vermer-
ken. Ferner ist anzugeben, 
wie viele Stimmen die Wahl-
berechtigten in dem betreffen-
den Wahlgang haben. 
(3) Auf dem Wahlschein sind 
die Eintragungen des Wähler-
verzeichnisses, die die betref-
fende Wahlberechtigte oder 
den betreffenden Wahlberech-
tigten bezeichnen, aufzufüh-
ren sowie die Wahl, für die 
der Wahlschein gültig ist. Er 
muss außerdem eine Erklä-
rung zur Stimmabgabe enthal-
ten.  
(4) Verschriebene oder un-
brauchbar gewordene Stimm-
zettel oder Wahlumschläge 
sind nur gegen Rückgabe zu 
ersetzen. Mit Ausstellung der 
Ersatzunterlagen verlieren die 
ursprünglich ausgestellten 
Wahlunterlagen der Wahlbe-
rechtigten ihre Gültigkeit. 
Verlorene Ersatzunterlagen 
werden nicht ersetzt.  
(5) Wahlscheine werden 
grundsätzlich nicht ersetzt. 
Über Ausnahmen entscheidet 
der Wahlvorstand. 
 
 

§ 18 
Stimmabgabe 
 
(1) Die Stimmabgabe erfolgt 
bei der Listenwahl durch An-
kreuzen eines Wahlvorschla-
ges (Liste) in dem hierfür vor-
gesehenen Kreis auf dem 
Stimmzettel. 
(2) Bei der Persönlichkeits-
wahl hat jede Wahlberechtigte 
und jeder Wahlberechtigte so 
viele Stimmen, wie Sitze zu 
besetzen sind. Diese Zahl ist 
auf dem Stimmzettel anzuge-
ben. 
(3) Bei der Stimmabgabe zur 
Persönlichkeitswahl können 
jeweils höchstens so viele Na-
men auf dem Stimmzettel an-
gekreuzt werden, wie die an-
gegebene Stimmenzahl besagt. 
Stimmenhäufung ist unzuläs-
sig. 
 
§ 19 
Wahlhandlung bei Briefwahl 
 
(1) Alle Wahlberechtigten er-
halten vom Wahlamt die un-
ter § 17 Abs. 1 aufgeführten 
Wahlunterlagen. 
(2) Der Stimmzettel ist per-
sönlich und unbeobachtet zu 
kennzeichnen, in den Wahl-
umschlag zu legen und zu 
verschließen. Die oder der 
Wahlberechtigte unterzeich-
net auf dem Wahlschein die 
Erklärung zur Stimmabgabe, 
legt diesen mit dem verschlos-
senen Wahlumschlag in den 
Wahlbriefumschlag und ver-
schließt diesen durch Zukle-
ben. Nimmt die Wählerin oder 
der Wähler an mehreren 
Wahlen teil, ist der Stimmzet-
tel in den entsprechend farb-
lich gekennzeichneten Wahl-
umschlag zu legen. Der ver-
schlossene Wahlbriefumschlag 
ist innerhalb der festgesetzten 
Frist an das Wahlamt (vorge-
druckte Anschrift) zu über-
senden. 
(3) Für die rechtzeitige 
Stimmabgabe muss der Wahl-
brief spätestens am letzten Tag 
für die Briefwahlabgabe bis 
16.00 Uhr beim Wahlamt 
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(Briefkasten des Wahlamtes) 
eingegangen sein. 
(4) Verlorene Briefwahlunter-
lagen werden nicht ersetzt. 
Versichert eine Wahlberech-
tigte oder ein Wahlberechtig-
ter glaubhaft, dass ihr oder 
ihm die Briefwahlunterlagen 
nicht zugegangen sind, kön-
nen ihr oder ihm diese bis 
fünf Arbeitstage vor Ablauf 
der Briefwahlfrist erneut aus-
gehändigt werden. Die er-
neute Ausgabe der Briefwahl-
unterlagen wird im Wähler-
verzeichnis vermerkt. 
 
§ 20 
Wahlhandlung bei Urnen-
wahl 
 
(1) Die Urnenwahl findet an 
mindestens zwei aufeinander-
folgenden nichtvorlesungs-
freien Arbeitstagen statt, an 
denen die Wahllokale mindes-
tens sechs Stunden geöffnet 
sein müssen. Die genauen 
Öffnungszeiten der Wahllo-
kale werden von der Wahllei-
terin oder dem Wahlleiter im 
Einvernehmen mit dem 
Wahlvorstand bestimmt. Vor 
Beginn der Wahlhandlung hat 
der Wahlvorstand Vorkehrun-
gen dafür zu treffen, dass die 
Wählerin oder der Wähler 
den Stimmzettel im Wahllokal 
unbeobachtet kennzeichnen 
kann. Er hat zu prüfen, ob die 
für die Aufnahme der Stimm-
zettel bestimmten Wahlurnen 
leer sind, und sie zu verschlie-
ßen. Die Wahlurnen müssen 
so eingerichtet sein, dass die 
Stimmzettel nur durch einen 
Spalt im Deckel eingeworfen 
werden können. 
(2) Das Wahllokal muss allen 
dort Wahlberechtigten wäh-
rend der Dauer der Wahl-
handlung zugänglich sein. Der 
Wahlvorstand ordnet bei An-
drang den Zutritt zum Wahl-
lokal. Im Wahllokal müssen 
die vollständigen Wahlvor-
schläge ausgelegt sein. 
(3) Solange das Wahllokal zur 
Stimmabgabe geöffnet ist, 
müssen mindestens zwei gem. 

§ 4 Abs. 3 bestellte Wahlhelfe-
rinnen und Wahlhelfer, die 
verschiedenen Gruppen ange-
hören sollen, im Wahlraum 
anwesend sein.  
(4) Vor Aushändigung der 
Wahlunterlagen ist festzustel-
len, ob die Wählerin oder der 
Wähler in das Wählerver-
zeichnis eingetragen ist. Die 
Wählerin oder der Wähler hat 
sich durch einen amtlichen 
Ausweis mit Lichtbild oder 
Goethe-Karte auszuweisen, 
wenn sie oder er nicht persön-
lich bekannt ist.  
(5) Die Wählerin oder der 
Wähler kennzeichnet die 
Stimmzettel unbeobachtet 
und wirft die Stimmzettel in 
die Urne. Die Stimmabgabe ist 
im Wählerverzeichnis zu ver-
merken.  
(6) Wird die Wahlhandlung 
unterbrochen oder wird das 
Wahlergebnis nicht unmittel-
bar nach Abschluss der 
Stimmabgabe festgestellt, hat 
der Wahlvorstand für die Zwi-
schenzeit die Wahlurne so zu 
verschließen und aufzube-
wahren, dass ein Einwurf o-
der die Entwendung der Ur-
nen ausgeschlossen sind. Bei 
Wiedereröffnung der Wahl 
und bei Entnahme von 
Stimmzetteln zur Stimmen-
zählung überzeugt sich der 
Wahlvorstand davon, dass der 
Verschluss unversehrt ist. 
(7) Nach Ablauf der für die 
Durchführung der Wahlhand-
lung festgesetzten Zeit dürfen 
nur noch die 
Wahlberechtigten abstimmen, 
die zu diesem Zeitpunkt im 
Wahllokal anwesend sind. Der 
Zutritt zum 
Wahllokal ist solange zu sper-
ren, bis die Anwesenden ihre 
Stimme abgegeben haben. So-
dann erklärt der Wahlvor-
stand die Wahlhandlung für 
beendet. 
(8) Über Zweifelsfragen, die 
sich bei der Wahlhandlung er-
geben, entscheidet der Wahl-
vorstand. 
(9) Von den bestellten Wahl-
helferinnen und Wahlhelfern 
sind für jeden Urnenwahltag 

Teilniederschriften anzuferti-
gen. In die Teilniederschriften 
sind die Öffnungs- und 
Schließzeiten der Wahllokale, 
die Namen und Verweilzeiten 
der Wahlhelferinnen und 
Wahlhelfer an der Urne sowie 
besondere Vorkommnisse auf-
zunehmen. Die Teilnieder-
schriften sind von den Wahl-
helferinnen und Wahlhelfern 
zu unterzeichnen. 
 
 
§ 21 
Behandlung der Wahlbriefe 
bei Briefwahl 
 
(1) Nach Ablauf der Frist ge-
mäß § 19 Abs. 3 leitet der 
Wahlvorstand die Öffnung der 
Wahlbriefe ein. Die Mitglieder 
des Wahlvorstandes, die 
Wahlhelferinnen und Wahl-
helfer und Mitglieder der 
Wahlausschüsse öffnen die 
eingegangenen Wahlbriefe 
einzeln und entnehmen ihnen 
den Wahlschein und den 
Wahlumschlag.  
(2) Der Wahlschein wird mit 
der Eintragung im Wählerver-
zeichnis verglichen.  
(3) Wenn sich keine Bean-
standungen ergeben, wird die 
Stimmabgabe im Wählerver-
zeichnis vermerkt und Wahl-
scheine und Wahlumschläge 
getrennt. Die Wahlumschläge 
sind durch das Wahlamt si-
cher und ungeöffnet zu ver-
wahren. 
(4) Leere Wahlbriefumschläge 
oder Wahlbriefumschläge, bei 
denen der Wahlschein fehlt 
sowie verspätet eingegangene 
Wahlbriefe gelten nicht als 
Stimmabgabe. Sie sind geson-
dert zu verwahren.  
 
§ 22 
Auszählung 
 
(1) Zum Öffnen der Wahlum-
schläge und zur zentralen 
Auszählung treten der Wahl-
vorstand, die ihn unterstüt-
zenden Wahlhelferinnen und 
Wahlhelfer und die Mitglieder 
der Wahlausschüsse zusam-
men. Die Auszählung der 
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Stimmen beginnt unverzüg-
lich nach Ende der Urnen-
wahl.  
(2) Die Wahlumschläge aus 
der Briefwahl werden geöff-
net, die eingelegten Stimmzet-
tel mit den Stimmzetteln aus 
der Urnenwahl nach den un-
terschiedlichen Wählergrup-
pen und Kollegialgremien sor-
tiert.  
(3) Bei der Listenwahl sind die 
auf jeden Wahlvorschlag ent-
fallenen gültigen Stimmen zu 
ermitteln. Bei der Persönlich-
keitswahl sind die auf jede im 
Wahlvorschlag genannte Per-
son entfallenen gültigen Stim-
men festzustellen. 
(4) Stimmzettel, über deren 
Gültigkeit oder Ungültigkeit 
der Wahlvorstand beschließen 
muss, sind mit fortlaufender 
Nummer zu versehen und 
von den übrigen Stimmzetteln 
gesondert aufzubewahren.  
(5) Die Stimmabgabe bei der 
Briefwahl ist ungültig, wenn 
1. der Wahlschein nicht un-
terschrieben ist oder von einer 
nicht berechtigten Person un-
terschrieben wurde,  
2. der amtliche Wahlumschlag 
fehlt,  
3. ein Stimmzettel nicht in 
den amtlichen Wahlumschlag 
eingelegt ist,  
4. der Wahlumschlag mehr als 
einen Stimmzettel für dieselbe 
Wahl enthält oder leer ist. 
Diese Unterlagen sind geson-
dert zu verwahren. Die Ab-
gabe der ungültigen Stimmen 
wird vermerkt.  
(6) Die Stimmabgabe ist - ne-
ben den Fällen des Absatzes 5 
- ungültig, wenn  
1. der Stimmzettel nicht als 
amtlich erkennbar ist,  
2. sich aus dem Stimmzettel 
der Wille der Wählerin oder 
des Wählers nicht zweifelsfrei 
erkennen lässt, 
3. der Stimmzettel einen Zu-
satz oder Vorbehalt enthält,  
4. der Stimmzettel nicht ge-
kennzeichnet ist,  
5. bei der Listenwahl auf dem 
Stimmzettel mehr als eine 
Liste angekreuzt ist,  

6. bei der Persönlichkeitswahl 
mehr Bewerberinnen und Be-
werber als zulässig angekreuzt 
sind.  
(7) In Zweifelsfällen der Ab-
sätze 5 und 6 entscheidet der 
Wahlvorstand, ob eine gültige 
Stimmabgabe vorliegt oder ob 
die Stimmabgabe ungültig ist. 
(8) Die abgegebenen Stimmen 
für die Wahl zum Senat wer-
den unter Berücksichtigung 
der Grundsätze einer gehei-
men Wahl nach Wählergrup-
pen und Fachbereichen ge-
trennt ausgezählt. Wurden in 
einer Wählergruppe eines 
Fachbereichs weniger als zehn 
Wahlumschläge abgegeben, 
werden sie zusammen mit ei-
nem oder mehreren anderen 
Fachbereichen ausgezählt. 
(9) Alle Zwischenergebnisse 
und die Endergebnisse der 
Auszählung, alle wesentlichen 
Vorkommnisse während der 
Auszählung, die Zahl der 
Wahlberechtigten je Gruppe 
nach dem Wählerverzeichnis, 
die Höhe der Wahlbeteiligung 
und die Zahl der auf die ein-
zelnen Wahlvorschläge bzw. 
Bewerberinnen und Bewerber 
entfallenden Sitze sind in die 
Niederschrift über die Auszäh-
lung aufzunehmen. In der 
Niederschrift sind ferner Be-
ginn und Ende der Auszäh-
lung sowie die Namen aller an 
der Auszählung Beteiligten 
festzuhalten. Die jeweilige 
Teilniederschrift ist von den 
jeweils an der Auszählung be-
teiligten Wahlhelferinnen und 
Wahlhelfern und den Mitglie-
dern der Wahlausschüsse zu 
unterzeichnen und dem Vor-
sitzenden des Wahlvorstandes 
mit allen Wahlunterlagen zu 
übergeben. 
 
§ 23 
Feststellung des Wahlergeb-
nisses 
 
(1) Der Wahlvorstand stellt 
das vorläufige Wahlergebnis 
fest.  
(2) Die Feststellung des Wahl-
ergebnisses muss enthalten:  

1. die Zahl der Wahlberechtig-
ten, 
2. die Gesamtzahl der abgege-
benen Stimmen,  
3. die Zahl der gültigen Stim-
men, die auf die Wahlvor-
schläge oder auf die Bewerbe-
rinnen und Bewerber entfal-
len sind sowie die Zahl der 
ungültigen Stimmen je nach 
Wählergruppe, 
4. die Zuteilung der Sitze nach 
§ 24 und § 25, 
5. das Datum und die Uhrzeit 
der Feststellung.  
(3) Das Wahlergebnis ist vom 
Wahlvorstand unverzüglich in 
geeigneter Form bekannt zu 
machen. 
 
§ 24 
Sitzzuteilung 
 
(1) Bei der Listenwahl werden 
entfallende Mandate nach 
dem Verfahren Hare/Nie-
meyer zugeteilt. Dazu wird die 
Gesamtzahl der zu vergeben-
den Sitze mit der Zahl der 
Stimmen, die eine Liste erhal-
ten hat, multipliziert und 
durch die Gesamtzahl der ab-
gegebenen gültigen Stimmen 
des Wahlganges geteilt. Jede 
Liste erhält zunächst so viele 
Sitze, wie sich für sie ganze 
Zahlen ergeben. Sind danach 
noch Sitze zu vergeben, so 
sind sie in der Reihenfolge der 
höchsten Zahlenbruchteile, 
die sich nach der Berechnung 
nach Satz 2 ergeben, zu ver-
teilen. Liegen für die Zutei-
lung der letzten Sitze in einer 
Gruppe mehr gleiche Höchst-
zahlen vor als Sitze zu verge-
ben sind, erfolgt die Zuteilung 
dieser Mandate durch Losent-
scheid. Dazu werden so viele 
Lose hergestellt, wie Listen 
gleiche Höchstzahlen haben. 
Das Los wird von dem den 
Vorsitz führenden Mitglied 
des Wahlvorstandes gezogen.  
(2) Die Sitze innerhalb einer 
Liste werden nach der im 
Wahlvorschlag aufgeführten 
Reihenfolge vergeben.  
(3) Übersteigt die Zahl der auf 
einen Wahlvorschlag entfal-
lenden Sitze die Zahl der dort 
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aufgeführten Bewerberinnen 
und Bewerber, bleiben die 
restlichen Sitze unbesetzt. 
(4) Im Falle der Persönlich-
keitswahl sind die Bewerbe-
rinnen und die Bewerber in 
der Reihenfolge der jeweils 
höchsten auf sie entfallenden 
Stimmenzahl gewählt. Bei 
Stimmengleichheit entschei-
det das Los entsprechend Abs. 
1.  
(5) Der Wahlvorstand teilt 
den Vertrauenspersonen der 
Wahlvorschläge das Wahler-
gebnis und die Sitzzuteilung 
schriftlich mit. 
 
§ 25 
Sitzzuteilung im Senat 
 
(1) Zunächst werden die auf 
die Wahlvorschläge entfallen-
den Mandate im Senat gem. § 
24 zugeteilt.  
(2) Stellvertretende Mitglieder 
sind in folgender Reihenfolge: 
1. die auf dem Wahlvorschlag 
für die zum Zuge gekomme-
nen Listenplätze als stellver-
tretendes Mitglied vorgeschla-
genen Personen, 
2. außerdem die auf der je-
weiligen Liste vorgeschlage-
nen Personen auf nicht zum 
Zuge gekommenen Listenplät-
zen in der Reihenfolge dersel-
ben Listenplätze.  
 
§ 26 
Wahlniederschrift 
 
(1) Über die Sitzung des 
Wahlvorstandes und seine Be-
schlüsse werden Niederschrif-
ten angefertigt. Die Wahlnie-
derschriften sollen insbeson-
dere den Gang der Wahlhand-
lung und besondere Vor-
kommnisse festhalten. Sie 
werden von der oder dem 
Vorsitzenden des Wahlvor-
standes und von der Schrift-
führerin oder von dem 
Schriftführer unterzeichnet. 
Die Teilniederschriften gem. § 
22 Abs. 9 sind den Wahlnie-
derschriften beizufügen. 

(2) Die Stimmzettel, Wahl-
scheine und sonstigen Wahl-
unterlagen sind nach der Fest-
stellung des 
Wahlergebnisses zu bündeln 
und der Niederschrift des 
Wahlvorstandes beizufügen. 
(3) Die Wahlakten (z.B. 
Wahlniederschriften, Stimm-
zettel und Wahlscheine) sind 
dem Wahlamt zur Aufbewah-
rung zu übergeben. Das Wahl-
amt hat sie während der 
Amtszeit des betreffenden 
Kollegialgremiums aufzube-
wahren. Die Wahlleitung trifft 
auf dieser Grundlage die ihr 
nach § 28 Abs. 2 obliegenden 
Entscheidungen. 
(4) Die Wahlakten können 
nach Ablauf einer Amtszeit 
vernichtet werden, sobald die 
neu gewählten Kollegialgre-
mien erstmalig zusammenge-
treten sind und über etwaige 
Wahlanfechtungen rechtskräf-
tig entschieden worden ist. 
 
§ 27 
Wahlprüfung 
 
(1) Wird von der Wahlleitung 
oder einzelnen Wahlberech-
tigten ein Verstoß gegen zwin-
gende Wahlvorschriften gel-
tend gemacht, tritt der Wahl-
vorstand in ein Wahlprü-
fungsverfahren ein. Dazu be-
darf es eines Antrages, der in-
nerhalb von fünf Arbeitstagen 
nach Feststellung des vorläufi-
gen Wahlergebnisses beim 
Wahlvorstand eingereicht 
werden muss. 
(2) Eine Anfechtung der Wahl 
insbesondere mit der Begrün-
dung, dass eine Wahlberech-
tigte oder ein Wahlberechtig-
ter an der Ausübung ihres 
bzw. seines Wahlrechts gehin-
dert gewesen sei, weil sie bzw. 
er nicht oder nicht mit der 
richtigen Gruppenzugehörig-
keit bzw. Zuordnung zu den 
Fach- bzw. Tätigkeitsberei-
chen in das Wählerverzeichnis 
eingetragen wurde, oder dass 
eine Person an der Wahl teil-
genommen habe, die zwar in 
das Wählerverzeichnis einge-
tragen, aber nicht wahlbe-

rechtigt war, ist ausgeschlos-
sen, wenn diese Gründe nicht 
bereits vorher gemäß § 11 gel-
tend gemacht worden sind. 
(3) Stellt der Wahlvorstand im 
Wahlprüfungsverfahren fest, 
dass die von der Antragstelle-
rin oder dem Antragssteller 
glaubhaft gemachten Verstöße 
das Ergebnis der Wahl beein-
flusst haben könnten, ordnet 
er im Einvernehmen mit der 
Wahlleitung eine Wiederho-
lungswahl im erforderlichen 
Umfang an, gegebenenfalls für 
einzelne Gruppen oder Fach-
bereiche. Der Wahlvorstand 
soll seine Entscheidung inner-
halb von zwei Wochen nach 
Ablauf der Frist nach Abs. 1 
Satz 2 treffen. Die Entschei-
dung, ob Anträge auf Wahl-
prüfung rechtzeitig beim 
Wahlvorstand eingereicht 
worden sind, wird von der 
Vorsitzenden oder dem Vorsit-
zenden getroffen. Die Ent-
scheidung über die Wahl-
anfechtung ist schriftlich zu 
begründen, mit einer Rechts-
behelfsbelehrung zu versehen 
und der Antragstellerin oder 
dem Antragsteller förmlich 
zuzustellen. 
(4) Gehen innerhalb der in 
Abs. 1 Satz 2 genannten Frist 
keine Anträge auf Wahlprü-
fung ein oder wird über alle 
Anträge auf Wahlprüfung ab-
schlägig entschieden, bestätigt 
der Wahlvorstand durch Be-
schluss das Wahlergebnis 
(endgültiges Wahlergebnis). 
Wird eine Wiederholungswahl 
nach Abs. 3 nur für eine 
Gruppe oder einen Fachbe-
reich angeordnet, bestätigt der 
Wahlvorstand das Wahlergeb-
nis für die übrigen Gruppen o-
der Fachbereiche.  
(5) Soweit nach Abs. 3 eine 
Wiederholungswahl angeord-
net wird, gelten Abs. 1 bis 
Abs. 4 entsprechend.  
(6) Wird eine Wiederholungs-
wahl angeordnet, kann die 
Wahlleiterin oder der Wahl-
leiter die in dieser Wahlord-
nung vorgesehenen Fristen 
abkürzen und andere Verein-
fachungen des Wahlverfah-
rens im Einvernehmen mit 
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dem Wahlvorstand vorsehen. 
Für die Wiederholungswahl 
gelten – sofern sie im gleichen 
Semester stattfindet – die 
Wählerverzeichnisse und 
Wahlvorschläge der zu wie-
derholenden Wahl. 
(7) Abweichend von § 2 Abs. 
5 beginnt im Falle der Wieder-
holungswahl die Amtszeit der 
neu gewählten Bewerberin-
nen und Bewerber mit Fest-
stellung des Wahlergebnisses. 
Ihre Amtszeit endet nach dem 
für das Kollegialgremium be-
stimmten Wahlzyklus. 
 
§ 28 
Stellvertretung in den Kolle-
gialgremien 
 
(1) Das Mandat wird von dem 
gewählten Mitglied oder im 
Verhinderungsfall von einem 
gewählten stellvertretenden 
Mitglied derselben Liste wahr-
genommen.  
(2) Kann der Sitz weder durch 
das gewählte Mitglied noch 
durch ein stellvertretendes 
Mitglied besetzt werden, so 
kann die Liste durch die Ver-
trauensperson gemäß § 13 
Abs. 12 für die betreffende 
Sitzung eine weitere auf dem 
Wahlvorschlag benannte Per-
son als temporäres stellvertre-
tendes Mitglied benennen. 
Dies ist der Sitzungsleitung 
spätestens einen Tag vor Sit-
zungsbeginn anzuzeigen und 
von dieser zu genehmigen. 
(3) Für den Erweiterten Senat 
gelten die Regelungen in § 29 
und § 31. 
 
§ 29 
Nachrücken und Nachwah-
len 
 
(1) Beim Ausscheiden eines 
gewählten Mitglieds eines 
Kollegialgremiums (z.B. durch 
Rücktritt) rückt das stellver-
tretende Mitglied nach. Als 
neues stellvertretendes Mit-
glied rückt das nächste Listen-
mitglied, das kein Mandat im 
betreffenden Kollegialgre-
mium hat, nach. Entsprechen-

des gilt auch beim Ausschei-
den eines stellvertretenden 
Mitglieds. Im Fall der Persön-
lichkeitswahl rückt die Person 
nach, die die nächsthöchste 
Stimmzahl erlangt hat. Bei 
Stimmengleichheit entschei-
det das Los. 
(2) Der Rücktritt eines ge-
wählten Mitglieds wird erst 
mit Eingang der schriftlichen 
Rücktrittserklärung 
bei der Wahlleitung wirksam. 
Diese Erklärung ist unwider-
ruflich. Andere Fälle des Aus-
scheidens, 
insbesondere den Verlust der 
Zugehörigkeit zu der Wähler-
gruppe, in der das Mitglied ge-
wählt wurde, 
hat die Wahlleitung von Amts 
wegen festzustellen. Das aus-
scheidende Mitglied ist auch 
in diesen Fällen zu einer An-
zeige verpflichtet. 
(3) Soweit ein Mitglied das 
Mandat wegen einer länger-
fristigen Beurlaubung, Abord-
nung oder Krankheit nicht 
wahrnimmt, ruht das Mandat 
und es rückt das stellvertre-
tende Mitglied nach. Abs. 1 
Satz 2 ist entsprechend anzu-
wenden. Bei Beendigung des 
Ruhens endet die Mitglied-
schaft des nachgerückten Mit-
glieds. Das Ausscheiden oder 
Ruhen des Mandats und das 
nachrückende Mitglied sowie 
die Beendigung des Ruhens 
und des Nachrückens werden 
durch die Wahlleitung festge-
stellt. Das nachrückende Mit-
glied erlangt das Mandat mit 
dem Zugang der Mitteilung 
durch die Wahlleitung; die 
Regelungen über die Stellver-
tretung bleiben unberührt.  
(4) Innerhalb der Fachberei-
che tritt im Fall der Absätze 2 
und 3 die Dekanin oder der 
Dekan an die Stelle der Wahl-
leitung. 
(5) Sind auf einem Wahlvor-
schlag keine Personen mehr 
vorhanden, die nachrücken 
könnten, so bleiben die Sitze 
unbesetzt. 
(6) Sind alle Wahlvorschläge 
einer Gruppe der mit Sitzen 
im Kollegialgremium vertrete-
nen Listen erschöpft, so dass 

diese Gruppe nicht mehr im 
Kollegialgremium vertreten 
ist, finden für diese Gruppe 
Nachwahlen statt. Eine Nach-
wahl findet nicht statt, wenn 
die Amtszeit der zu wählen-
den Mitglieder eines Kollegial-
gremiums weniger als sechs 
Monate betragen würde. 
 
 
 
Teil III: Indirekte Wahlen 
 
§ 30 
Wahlen durch Kollegialgre-
mien 
 
(1) Bei Wahlen durch Kollegi-
algremien ist die Sitzungslei-
tung des Kollegialgremiums 
zugleich Wahlvorstand. Das 
Ergebnis jeder Wahl wird von 
ihr und mindestens einem 
weiteren Mitglied des Kollegi-
algremiums ermittelt und an-
schließend von der Sitzungs-
leitung verkündet. Beschluss-
fähig ist ein Kollegialgremium, 
wenn mindestens die Hälfte 
seiner Mitglieder anwesend 
ist. 
(2) Das Kollegialgremium 
wählt in geheimer Wahl. Der 
Wahlvorstand trifft Vorkeh-
rungen, dass die 
Wahlberechtigten den Stimm-
zettel unbeobachtet ankreu-
zen können. 
(3) Die Einladung zur Wahl-
sitzung muss mindestens eine 
Woche vorher versandt und 
in geeigneter Weise bekannt 
gemacht werden. 
(4) Sind mehrere Personen 
zur Wahl vorgeschlagen, wird 
über sie gemeinsam abge-
stimmt. Gewählt ist, wer die 
Mehrheit der Stimmen der 
anwesenden Gremienmitglie-
der erhält, soweit nichts ande-
res geregelt ist. Findet keine 
der vorgeschlagenen Personen 
die erforderliche Mehrheit, so 
ist die Abstimmung zu wie-
derholen. Bleibt auch der 
zweite Wahlgang ohne Erfolg, 
so findet eine Stichwahl unter 
den beiden Personen statt, die 
im zweiten Wahlgang die 
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meisten Stimmen auf sich ver-
einigen konnten. Soweit 
nichts anderes geregelt ist, ist 
gewählt, wer in diesem Wahl-
gang die Mehrheit der Stim-
men der Anwesenden erhält. 
Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet jeweils das Los, das 
von dem den Vorsitz des Kol-
legialgremiums führenden 
Mitglied zu ziehen ist. 
 
§ 31 
Wahlen durch Gruppen in 
Kollegialgremien 
 
(1) Soweit die Mitglieder einer 
Gruppe in einem Kollegialgre-
mium Vertreterinnen oder 
Vertreter zu wählen haben 
und sich nicht einstimmig auf 
einen vereinfachten Benen-
nungsmodus einigen, gelten 
die Absätze 2 bis 9. 
(2) Die Sitzungsleitung des 
Kollegialgremiums sorgt als 
Wahlvorstand für die ord-
nungsgemäße Durchführung 
der Wahl. Die Wahl soll wäh-
rend, kann aber auch im An-
schluss an die Gremiensitzung 
stattfinden. Auf einhelligen 
Wunsch der Gruppe kann ein 
gesonderter Wahltermin für 
die Gruppe bestimmt werden. 
(3) Jedes Gremienmitglied 
kann Mitglieder der eigenen 
Gruppe zur Wahl vorschlagen. 
Verzichten alle Gremienmit-
glieder einer Statusgruppe auf 
ihr Vorschlags- oder Beset-
zungsrecht, so bleiben die be-
treffenden Sitze unbesetzt. 
(4) Wenn kein Mitglied der 
Statusgruppe widerspricht, ist 
Wahl durch Handzeichen zu-
gelassen. 
Andernfalls wählt die Status-
gruppe in geheimer Wahl. Der 
Wahlvorstand trifft Vorkeh-
rungen, dass die Stimmbe-
rechtigten ihre Stimmzettel 
unbeobachtet ankreuzen kön-
nen. 
(5) Soweit nur ein Sitz zu be-
setzen ist, ist die zur Wahl 
vorgeschlagene Person ge-
wählt, die die Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stim-
men auf sich vereint. Bleibt 

der erste Wahlgang ohne Er-
folg, so wird eine Stichwahl 
zwischen den beiden Perso-
nen durchgeführt, die im ers-
ten Wahlgang die meisten 
Stimmen auf sich vereinten; 
gewählt ist dann, wer die 
meisten Stimmen auf sich ver-
einigt. Bei Stimmengleichheit 
in der Stichwahl entscheidet 
das durch die Wahlleitung zu 
ziehende Los. 
(6) Soweit mehrere Sitze zu 
besetzen sind, werden sie 
nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl mittels Wahl-
listen gewählt. Die Verteilung 
der Sitze richtet sich nach der 
Anzahl der auf die jeweilige 
Liste bei der Abstimmung ent-
fallenden Stimmen nach dem 
Verfahren Hare/Niemeyer. 
(7) Soweit eine Stellvertrete-
rin oder ein Stellvertreter vor-
gesehen ist, gelten die Absätze 
1 bis 5 entsprechend. 
(8) Die innerhalb einer Status-
gruppe vertretenen Wahllisten 
sollen proportional zu ihrer 
Stärke 
innerhalb der Statusgruppe in 
der Gesamtheit der Aus-
schüsse und Kommissionen 
des Kollegialgremiums vertre-
ten sein. Ist durch Anwen-
dung des Verfahrens nach den 
Absätzen 4 und 5 eine Wahl-
liste rechnerisch erheblich un-
terproportional in den Aus-
schüssen und Kommissionen 
repräsentiert, kann sie beim 
Vorsitzenden des Kollegialgre-
miums anzeigen, dass ihr zum 
Ausgleich künftig ein Zugriffs-
recht zusteht. Dadurch kann 
die Wahlliste in jedem neu zu 
besetzenden Ausschuss oder 
einer Kommission solange 
ohne Wahl innerhalb der Sta-
tusgruppe einen Sitz besetzen, 
bis die Proportionalität wie-
derhergestellt ist. 
(9) Bei vorzeitigem Ausschei-
den eines Mitglieds oder eines 
stellvertretenden Mitglieds aus 
einem 
Ausschuss oder einer Kom-
mission benennen die Mitglie-
der desjenigen Wahlvor-
schlags, von dem die 
ausgeschiedene Person be-
nannt war, eine Nachfolgerin 

oder einen Nachfolger. Ist eine 
Nachwahl zwingend vorge-
schrieben, liegt in diesem Fall 
das ausschließliche Vor-
schlagsrecht für die zu wäh-
lende Person bei den Mitglie-
dern desjenigen Wahlvor-
schlags, von dem die ausge-
schiedene Person benannt 
worden war. 
 
§ 32 
Zusammensetzung des Er-
weiterten Senats 
 
(1) Für die Wahl und Abwahl 
der Präsidentin oder des Präsi-
denten sowie der Vizepräsi-
dentinnen und 
Vizepräsidenten gehören dem 
Senat auch die stellvertreten-
den Senatsmitglieder stimm-
berechtigt an (Erweiterter Se-
nat). 
(2) Die Stellvertretung be-
stimmt sich nach § 29. 
(3) Den Vorsitz im Erweiter-
ten Senat hat die Präsidentin 
oder der Präsident. Im Falle 
ihrer oder seiner Kandidatur 
bei der bevorstehenden Wahl, 
eines eingeleiteten Abwahl-
verfahrens oder einer Verhin-
derung wird die Präsidentin 
bzw. der Präsident durch ihre 
oder ihren bzw. seine oder 
seinen Vertreterin oder Ver-
treter im Präsidium im Vorsitz 
vertreten. 
 
§ 33 
Wahlen zum Amt der Präsi-
dentin bzw. des Präsidenten 
 
(1) Für die Wahl der Präsiden-
tin oder des Präsidenten bildet 
gemäß § 86 Abs. 2 HHG der 
Hochschulrat unter Einbezie-
hung von Vertreterinnen und 
Vertretern des Senats eine 
Findungskommission. Er er-
stellt nach Beratung mit dem 
in der Grundordnung dafür 
vorgesehenen Gremium einen 
Wahlvorschlag, der mehrere 
Namen enthalten soll. Die Fin-
dungskommission bestimmt 
das Anforderungsprofil für die 
Besetzung des Amtes der Prä-
sidentin bzw. des Präsidenten. 
Die Gleichstellungsbeauftragte 
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der Universität gehört der Fin-
dungskommission mit bera-
tender Stimme an. 
(2) Die Findungskommission 
konstituiert sich spätestens ein 
Jahr vor Ende der Amtszeit 
der Präsidentin oder des Präsi-
denten. Im Falle der vorzeiti-
gen Vakanz tritt die Findungs-
kommission unverzüglich zur 
konstituierenden Sitzung zu-
sammen. 
(3) Die Findungskommission 
beschließt unter Zugrundele-
gung des Anforderungsprofils 
den 
Ausschreibungstext. Das vor-
sitzende Mitglied der Fin-
dungskommission veranlasst 
die öffentliche 
Ausschreibung, nimmt die Be-
werbungen entgegen und be-
stätigt ihren Eingang. Unver-
züglich nach 
Ablauf der Bewerbungsfrist 
tritt die Findungskommission 
zusammen, sichtet die Bewer-
bungen und stellt fest, wer 
unter Berücksichtigung von § 
39 Abs. 1 HHG und des Anfor-
derungsprofils zur öffentli-
chen Anhörung eingeladen 
werden soll. Die Findungs-
kommission kann auch Perso-
nen für die öffentliche Anhö-
rung vorschlagen, die sich 
nicht beworben haben; diese 
müssen ihr Einverständnis mit 
der Kandidatur schriftlich er-
klärt haben. Mitglieder der 
Findungskommission sind im 
laufenden Verfahren von ei-
ner Kandidatur ausgeschlos-
sen. 
(4) Die nach Abs. 3 ausge-
wählten Kandidatinnen und 
Kandidaten werden von der 
oder dem Vorsitzenden des 
Erweiterten Senats schriftlich 
zur öffentlichen Anhörung im 
Erweiterten Senat eingeladen. 
(5) Solange nicht der Hoch-
schulrat eine Kandidatin oder 
einen Kandidaten bzw. meh-
rere Kandidatinnen oder Kan-
didaten zur Wahl vorgeschla-
gen hat, kann die Findungs-
kommission jederzeit beschlie-
ßen, noch weitere geeignete 
Kandidatinnen oder Kandida-
ten zu suchen oder die Stelle 

neu auszuschreiben. In die-
sem Fall kann die Findungs-
kommission neu zusammen-
gesetzt werden. 
(6) Nach der öffentlichen An-
hörung berät sich der Hoch-
schulrat mit dem Erweiterten 
Senat. 
(7) Anschließend macht der 
Hochschulrat einen Wahlvor-
schlag, der mehrere Namen 
enthalten soll. 
Dem Wahlvorschlag sind die 
Unterlagen der Vorgeschlage-
nen beizufügen. 
(8) Sieht sich der Hochschul-
rat nicht im Stande, eine ge-
eignete Kandidatin oder einen 
geeigneten Kandidaten vorzu-
schlagen, entscheidet die Fin-
dungskommission nach Abs. 
5. 
(9) Die Wahl wird von der o-
der dem Vorsitzenden des Er-
weiterten Senats geleitet. Sie 
ist 
geheim. Jedes Mitglied des Er-
weiterten Senats hat eine 
Stimme. Die Abstimmung er-
folgt mit amtlichen Stimmzet-
teln, welche die Namen der 
zur Wahl stehenden Personen 
tragen. 
(10) Gewählt ist, wer die 
Stimmen der Mehrheit der 
Mitglieder des Erweiterten Se-
nats auf sich vereinigt. Im ers-
ten Wahlgang wird über den 
Wahlvorschlag des Hochschul-
rats abgestimmt. Erhält nie-
mand die erforderliche Mehr-
heit, so findet ein zweiter 
Wahlgang statt, in dem nur 
noch über diejenigen Perso-
nen abgestimmt wird, auf die 
im ersten Wahlgang mindes-
tens fünf Stimmen entfielen. 
Findet auch im zweiten Wahl-
gang niemand die erforderli-
che Mehrheit, so wird in glei-
cher Weise ein dritter Wahl-
gang durchgeführt. Erhält 
auch in diesem Wahlgang nie-
mand die erforderliche Mehr-
heit, so stehen in den folgen-
den Wahlgängen jeweils nur 
noch die Personen zur Wahl, 
deren Stimmenzahlen im vor-
hergehenden Wahlgang min-
destens der des zweiten Plat-
zes entsprechen; haben zwei 

oder mehr Personen gemein-
sam die höchste Stimmenzahl 
erzielt, stehen nur noch diese 
zur Wahl. 
(11) Nach mindestens zwei er-
folglosen Wahlgängen mit 
nicht mehr als zwei Bewerbe-
rinnen und Bewerbern oder 
zwei aufeinanderfolgenden 
Wahlgängen mit identischen 
Ergebnissen kann der 
Erweiterte Senat beschließen, 
das Wahlverfahren für ge-
scheitert zu erklären. In die-
sem Fall schreibt die Fin-
dungskommission das Amt 
der Präsidentin bzw. des Präsi-
denten erneut aus. 
(12) Der Erweiterte Senat 
kann auf Grund eines Ge-
schäftsordnungsbeschlusses 
das Verfahren jeweils 
nach der Feststellung des Er-
gebnisses eines Wahlgangs 
und vor der Eröffnung eines 
weiteren Wahlgangs aussetzen 
und die Sitzung für einen be-
stimmten Zeitraum unterbre-
chen oder sich auf einen 
neuen Termin vertagen. 
(13) Nach erfolgreich abge-
schlossener Wahl ernennt der 
Hochschulrat die Präsidentin 
bzw. den Präsidenten für eine 
Amtszeit von sechs Jahren. 
Wiederwahl ist zulässig. 
 
§ 34 
Wahlen zum Amt der Vize-
präsidentin bzw. des Vize-
präsidenten 
 
(1) Vizepräsidentinnen und 
Vizepräsidenten werden auf 
Vorschlag der Präsidentin oder 
des Präsidenten und nach Be-
stätigung des Hochschulrats 
vom Erweiterten Senat aus 
dem Kreis der Mitglieder der 
Universität für eine Amtszeit 
von mindestens drei Jahren 
gewählt. Die Wahl soll spätes-
tens einen Monat vor Ende 
der jeweiligen Amtszeit anbe-
raumt werden. Soll eine Vize-
präsidentin oder ein Vizepräsi-
dent hauptberuflich tätig sein, 
beträgt deren oder dessen 
Amtszeit sechs Jahre. Wählbar 
sind in diesem Fall außer Mit-
gliedern der Universität auch 
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Bewerberinnen und Bewer-
ber, die nicht der Universität 
angehören. Für hauptberufli-
che Vizepräsidentinnen und 
Vizepräsidenten gelten die Re-
gelungen des § 40 HHG. Wie-
derwahl ist zulässig. 
(2) Die Wahl ist geheim. Sie 
wird von der oder dem Vorsit-
zenden des Erweiterten Senats 
rechtzeitig vorbereitet und ge-
leitet. Jedes Mitglied des Er-
weiterten Senats hat eine 
Stimme. Die Abstimmung er-
folgt mit amtlichen Stimmzet-
teln, welche die Namen der 
zur Wahl stehenden Personen 
tragen. Gewählt ist, wer die 
Mehrheit der Stimmen der 
anwesenden Mitglieder auf 
sich vereinigt. Nach drei er-
folglosen Wahlgängen erklärt 
die oder der Vorsitzende des 
Erweiterten Senats das Wahl-
verfahren für gescheitert.  
(3) § 33 Abs. 12 dieser Wahl-
ordnung gilt entsprechend. 
(4) Soll die Vizepräsidentin o-
der der Vizepräsident haupt-
beruflich tätig sein, so wird 
die Stelle vor dem Vorschlag 
der Präsidentin bzw. des Präsi-
denten öffentlich ausgeschrie-
ben. 
 
§ 35 
Elektronisch unterstützte 
Wahl 
 
Soweit die Rechtsgrundsätze 
der Wahl gemäß § 2 Abs. 1 
und die Sicherheit der Fest-
stellung des Wahlergebnisses 
gewährleistet sind, kann nach 
Beschluss des Wahlvorstandes 
mit Zustimmung des Senats 
die Wahl zu einzelnen oder 
allen Gremien für Teil- oder 
Gesamtwahlhandlungen als 
elektronische Wahl durchge-
führt werden. In diesem Fall 
bestimmt der Wahlvorstand 
das Verfahren im Einzelnen 
unter Beachtung der in dieser 
Wahlordnung niedergelegten 
Grundsätze im Einvernehmen 
mit der Wahlleitung. Die 
Wahlleitung kann im Fall der 
elektronischen Wahl gemäß 
Satz 1 Ausführungsbestim-
mungen erlassen.  

§ 36 
In-Kraft-Treten und Über-
gangsbestimmungen 
 
Diese Wahlordnung tritt nach 
ihrer Veröffentlichung in 
Kraft. Die Wahlordnung vom 
16.04.2008 tritt am gleichen 
Tage außer Kraft. Die Amts-
zeit der Fachbereichswahlvor-
stände und des Wahlvorstan-
des endet mit In-Kraft-Treten 
dieser Wahlordnung. 
 
Frankfurt, den 16.05.2018 
 
 
 
 
 
 
Prof. Dr. Birgitta Wolff 
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